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Rechtsquellen für das humanitäre Aufenthaltsrecht 
 
 

1. Die Genfer Flüchtlingskonvention (Auszug) 
 

Artikel 1 
 

Definition des Begriffs „Flüchtling“ 
A. 

Im Sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck „Flüchtling“ auf jede Person Anwendung:  
 
1. Die in Anwendung der Vereinbarungen vom 12. Mai 1926 und 30. Juni 1928 oder in 

Anwendung der Abkommen vom 28. Oktober 1933 und 10. Februar 1938 und des 
Protokolls vom 14. September 1939 oder in Anwendung der Verfassung der 
Internationalen Flüchtlingsorganisation als Flüchtling gilt.  
Die von der internationalen Flüchtlingsorganisation während der Dauer ihrer Tätigkeit 
getroffenen Entscheidungen darüber, dass jemand nicht als Flüchtling im Sinne ihres 
Statuts anzusehen ist, stehen dem Umstand nicht entgegen, dass die 
Flüchtlingseigenschaft Personen zuerkannt wird, die die Voraussetzungen der Ziffer 2 
dieses Artikels erfüllen;  
 

2.  Die infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind, und aus der 
begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, 
und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser 
Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infolge 
solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten 
Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.  
Für den Fall, dass eine Person mehr als eine Staatsangehörigkeit hat, bezieht sich der 
Ausdruck „das Land, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt“, auf jedes der Länder, 
dessen Staatsangehörigkeit diese Person hat. Als des Schutzes des Landes, dessen 
Staatsangehörigkeit sie hat, beraubt, gilt nicht eine Person, die ohne einen stichhaltigen, 
auf eine begründete Befürchtung gestützten Grund den Schutz eines der Länder nicht in 
Anspruch genommen hat, deren Staatsangehörigkeit sie besitzt.  

 
Artikel 33 

 
Verbot der Ausweisung und Zurückweisung 

1. Keiner der vertragschließenden Staaten wird einen Flüchtling auf irgendeine Weise über 
die Grenzen von Gebieten ausweisen oder zurückweisen, in denen sein Leben oder seine 
Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein 
würde.  

 
2. Auf die Vergünstigung dieser Vorschrift kann sich jedoch ein Flüchtling nicht berufen, 

der aus schwerwiegenden Gründen als eine Gefahr für die Sicherheit des Landes 
anzusehen ist, in dem er sich befindet, oder der eine Gefahr für die Allgemeinheit dieses 
Staates bedeutet, weil er wegen eines Verbrechens oder eines besonders schweren 
Vergehens rechtskräftig verurteilt wurde.  
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2. Die Europäische Menschenrechtskonvention (Auszug) 

 
 

Artikel 2 - Das Recht auf Leben 
 
  (1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschützt. Abgesehen von der 
Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der 
Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tötung 
nicht vorgenommen werden. 
   
(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer 
unbedingt erforderlichen Gewaltanwendung ergibt: 
  a) um die Verteidigung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewaltanwendung 
sicherzustellen; 
  b) um eine ordnungsgemäße Festnahme durchzuführen oder das Entkommen einer 
ordnungsgemäß festgehaltenen Person zu verhindern; 
  c) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdrücken. 
 
 

Artikel 3 - Verbot der Folter 
 
Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
unterworfen werden. 
 
 

Artikel 8 - Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
 
  (1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. 
   
(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 
das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung 
von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz 
der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
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3. Statusrichtlinie (Auszug) 
 
 

Artikel 9 
Verfolgungshandlungen 

(1) Als Verfolgung im Sinne des Artikels 1A der Genfer Flüchtlingskonvention gelten 
Handlungen, die 

 
a)  aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende 

Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte, von 
denen gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten keine Abweichung zulässig ist, oder 

b) in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung der 
Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in ähnlicher wie 
der unter Buchstabe a) beschriebenen Weise betroffen ist.  

 
(2) Als Verfolgung im Sinne von Absatz 1 können unter anderem die folgenden Handlungen 

gelten:  
a)  Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, einschließlich sexueller Gewalt,  
b) gesetzliche, administrative, polizeiliche und/oder justizielle Maßnahmen, die als solche 

diskriminierend sind oder in diskriminierender Weise angewandt werden,  
c)  unverhältnismäßige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung,  
d)  Verweigerung gerichtlichen Rechtsschutzes mit dem Ergebnis einer unverhältnismäßigen 

oder diskriminierenden Bestrafung,   
e)  Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigerung des Militärdienstes in einem 

Konflikt, wenn der Militärdienst Verbrechen oder Handlungen umfassen würde, die unter 
die Ausschlussklauseln des Artikels 12 Absatz 2 fallen, und 

f)  Handlungen, die an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen oder gegen Kinder gerichtet 
sind. 

 
(3) Gemäß Artikel 2 Buchstabe c) muss eine Verknüpfung zwischen den in Artikel 10 

genannten Gründen und den in Absatz 1 als Verfolgung eingestuften Handlungen 
bestehen. 

 
Artikel 10 

Verfolgungsgründe 
(1) Bei der Prüfung der Verfolgungsgründe berücksichtigen die Mitgliedstaaten Folgendes: 
 
a) Der Begriff der Rasse umfasst insbesondere die Aspekte Hautfarbe, Herkunft und 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen Gruppe. 
b)  Der Begriff der Religion umfasst insbesondere theistische, nichttheistische und 

atheistische Glaubensüberzeugungen, die Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an religiösen 
Riten im privaten oder öffentlichen Bereich, allein oder in Gemeinschaft mit anderen, 
sonstige religiöse Betätigungen oder Meinungsäußerungen und Verhaltensweisen 
Einzelner oder der Gemeinschaft, die sich auf eine religiöse Überzeugung stützen oder 
nach dieser vorgeschrieben sind. 

c)  Der Begriff der Nationalität beschränkt sich nicht auf die Staatsangehörigkeit oder das 
Fehlen einer solchen, sondern bezeichnet insbesondere auch die Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe, die durch ihre kulturelle, ethnische oder sprachliche Identität, gemeinsame 
geografische oder politische Ursprünge oder ihre Verwandtschaft mit der Bevölkerung 
eines anderen Staates bestimmt wird. 
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d)  Eine Gruppe gilt insbesondere als eine bestimmte soziale Gruppe, wenn 
 
— die Mitglieder dieser Gruppe angeborene Merkmale oder einen Hintergrund, der nicht 

verändert werden kann, gemein haben, oder Merkmale oder eine Glaubensüberzeugung 
teilen, die so bedeutsam für die Identität oder das Gewissen sind, dass der Betreffende 
nicht gezwungen werden sollte, auf sie zu verzichten, und 

— die Gruppe in dem betreffenden Land eine deutlich abgegrenzte Identität hat, da sie von 
der sie umgebenden Gesellschaft als andersartig betrachtet wird. 

 
Je nach den Gegebenheiten im Herkunftsland kann als eine soziale Gruppe auch eine 
Gruppe gelten, die sich auf das gemeinsame Merkmal der sexuellen Ausrichtung gründet. 
Als sexuelle Ausrichtung dürfen keine Handlungen verstanden werden, die nach dem 
nationalen Recht der Mitgliedstaaten als strafbar gelten; geschlechterbezogene Aspekte 
können berücksichtigt werden, rechtfertigen aber für sich allein genommen noch nicht die 
Annahme, dass dieser Artikel anwendbar ist. 

e)  Unter dem Begriff der politischen Überzeugung ist insbesondere zu verstehen, dass der 
Antragsteller in einer Angelegenheit, die die in Artikel 6 genannten potenziellen Verfolger 
sowie deren Politiken oder Verfahren betrifft, eine Meinung, Grundhaltung oder 
Überzeugung vertritt, wobei es unerheblich ist, ob der Antragsteller aufgrund dieser 
Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung tätig geworden ist. 
 

(2)  Bei der Bewertung der Frage, ob die Furcht eines Antragstellers vor Verfolgung begründet 
ist, ist es unerheblich, ob der  Antragsteller tatsächlich die Merkmale der Rasse oder 
die religiösen, nationalen, sozialen oder politischen Merkmale aufweist, die zur 
Verfolgung führen, sofern ihm diese Merkmale von seinem Verfolger zugeschrieben 
werden. 

 
KAPITEL V 

VORAUSSETZUNGEN FÜR DEN ANSPRUCH AUF SUBSIDIÄREN SCHUTZ 
 

Artikel 15 
Ernsthafter Schaden 

Als ernsthafter Schaden gilt: 
a)  die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe oder 
b)  Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung eines 

Antragstellers im Herkunftsland oder 
c)  eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer 

Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikts. 
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4. Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (Auszug) 
 
 

4. Hauptstück 
 

Allgemeine Voraussetzungen für einen Aufenthaltstitel 
 
  § 11. (1) Aufenthaltstitel dürfen einem Fremden nicht erteilt werden, wenn 
  1. gegen ihn ein aufrechtes Aufenthaltsverbot gemäß § 60 FPG besteht; 
  2. gegen ihn ein Aufenthaltsverbot eines anderen EWR-Staates besteht; 
  3. gegen ihn in den letzten zwölf Monaten eine Ausweisung gemäß § 54 FPG oder § 10 
AsylG 2005 rechtskräftig erlassen wurde; 
  4. eine Aufenthaltsehe oder Aufenthaltsadoption (§ 30 Abs. 1 oder 2) vorliegt; 
  5. eine Überschreitung der Dauer des erlaubten sichtvermerksfreien Aufenthalts im 
Zusammenhang mit § 21 Abs. 4 vorliegt oder 
  6. er in den letzten zwölf Monaten wegen Umgehung der Grenzkontrolle oder nicht 
rechtmäßiger Einreise in das Bundesgebiet rechtskräftig bestraft wurde. 
   
(2) Aufenthaltstitel dürfen einem Fremden nur erteilt werden, wenn 
  1. der Aufenthalt des Fremden nicht öffentlichen Interessen widerstreitet; 
  2. der Fremde einen Rechtsanspruch auf eine Unterkunft nachweist, die für eine vergleichbar 
große Familie als ortsüblich angesehen wird; 
  3. der Fremde über einen alle Risken abdeckenden Krankenversicherungsschutz verfügt und 
diese Versicherung in Österreich auch leistungspflichtig ist; 
  4. der Aufenthalt des Fremden zu keiner finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft 
führen könnte; 
  5. durch die Erteilung eines Aufenthaltstitels die Beziehungen der Republik Österreich zu 
einem anderen Staat oder einem anderen Völkerrechtssubjekt nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden, und 
  6. der Fremde im Fall eines Verlängerungsantrages (§ 24) die Integrationsvereinbarung nach 
§ 14 oder ein einzelnes Modul bereits erfüllt hat, soweit er bereits ein Jahr niedergelassen war 
und ihm kein Aufschub gemäß § 14 Abs. 8 gewährt wurde. 
   
(3) Ein Aufenthaltstitel kann trotz Ermangelung einer Voraussetzung gemäß Abs. 2 Z 1 bis 6 
erteilt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung des Privat- oder Familienlebens im Sinne des 
Art. 8 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische 
Menschenrechtskonvention - EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, geboten ist. 
   
(4) Der Aufenthalt eines Fremden widerstreitet dem öffentlichen Interesse (Abs. 2 Z 1), wenn 
  1. sein Aufenthalt die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden würde oder 
  2. der Fremde ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen Gruppierung 
hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder auf zu gewärtigende 
Entwicklungen in deren Umfeld  extremistische oder terroristische Aktivitäten derselben nicht 
ausgeschlossen werden können. 
   
(5) Der Aufenthalt eines Fremden führt zu keiner finanziellen Belastung einer 
Gebietskörperschaft (Abs. 2 Z 4), wenn der Fremde feste und regelmäßige eigene Einkünfte 
hat, die ihm eine Lebensführung ohne Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen der 
Gebietskörperschaften ermöglichen und der Höhe nach den Richtsätzen des § 293 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, entsprechen. Bei 
Nachweis der Unterhaltsmittel durch Unterhaltsansprüche (§ 2 Abs. 4 Z 3) ist zur Berechnung 
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der Leistungsfähigkeit des Verpflichteten dessen pfändungsfreies Existenzminimum gemäß § 
291a der  Exekutionsordnung (EO), RGBl. Nr. 79/1896, nicht zu berücksichtigen. 
   
(6) Die Zulässigkeit, den Nachweis einer oder mehrerer Voraussetzungen des Abs. 2 Z 2 bis 4 
mit einer Haftungserklärung (§ 2 Abs. 1 Z 15) erbringen zu können, muss ausdrücklich beim 
jeweiligen Aufenthaltszweck angeführt sein. 
   
(7) Der Fremde hat bei der Erstantragstellung ein Gesundheitszeugnis vorzulegen, wenn er 
auch für die Erlangung eines Visums (§ 21 FPG) ein Gesundheitszeugnis gemäß § 23 FPG 
benötigen würde. 
 
 

7. Hauptstück 
Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen 

 
Aufenthaltsbewilligung aus humanitären Gründen 

 
  § 72. (1) Die Behörde kann im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen trotz 
Vorliegens eines Erteilungshindernisses (§ 11 Abs. 1), ausgenommen bei Vorliegen eines 
Aufenthaltsverbotes (§ 11 Abs. 1 Z 1 und 2), in besonders berücksichtigungswürdigen 
Fällen aus humanitären Gründen von Amts wegen eine Aufenthaltsbewilligung erteilen. 
Besonders berücksichtigungswürdige Gründe liegen insbesondere vor, wenn der 
Drittstaatsangehörige einer Gefahr gemäß § 50 FPG ausgesetzt ist. Drittstaatsangehörigen, die 
ihre Heimat als Opfer eines bewaffneten Konflikts verlassen haben, darf eine solche 
Aufenthaltsbewilligung nur für die voraussichtliche Dauer dieses Konfliktes, höchstens 
jedoch für drei Monate, erteilt werden. 
   
(2) Zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 
solchen Handlungen kann Drittstaatsangehörigen, insbesondere Zeugen oder Opfern von 
Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel, eine 
Aufenthaltsbewilligung aus humanitären Gründen für die erforderliche Dauer, mindestens 
jedoch für sechs Monate, erteilt werden. 
 

Niederlassungsbewilligung aus humanitären Gründen 
 
  § 73. (1) Die Behörde kann Drittstaatsangehörigen bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 
72 eine "Niederlassungsbewilligung - beschränkt" oder eine "Niederlassungsbewilligung –
ausgenommen Erwerbstätigkeit" erteilen. Die Bestimmungen über die Quotenpflicht 
finden keine Anwendung. 
   
(2) Aus humanitären Gründen kann von Amts wegen eine "Niederlassungsbewilligung -
beschränkt" erteilt werden, wenn 
  1. der Fremde die Integrationsvereinbarung (§ 14) erfüllt hat und 
  2. im Fall einer unselbständigen Erwerbstätigkeit eine Berechtigung nach dem 
Ausländerbeschäftigungsgesetz vorliegt. 
   
(3) Aus humanitären Gründen kann von Amts wegen eine "Niederlassungsbewilligung -
ausgenommen Erwerbstätigkeit" erteilt werden, wenn der Fremde die 
Integrationsvereinbarung (§ 14) erfüllt hat. 
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(4) Soll aus humanitären Gründen eine "Niederlassungsbewilligung - beschränkt" im Fall 
einer Familienzusammenführung (§ 46 Abs. 4) erteilt werden, hat die Behörde auch über 
einen gesonderten Antrag als Vorfrage zur Prüfung humanitärer Gründe (§ 72) zu entscheiden
und gesondert über diesen abzusprechen, wenn dem Antrag nicht Rechnung getragen wird. 
Ein solcher Antrag ist nur zulässig, wenn gleichzeitig ein Antrag in der Hauptfrage auf 
Familienzusammenführung eingebracht wird oder ein solcher bereits anhängig ist. Die Pflicht 
zur Erfüllung der Integrationsvereinbarung entfällt. 

Inlandsantragstellung 
 
  § 74. Die Behörde kann von Amts wegen die Inlandsantragstellung auf Erteilung eines 
Aufenthaltstitels oder die Heilung von sonstigen Verfahrensmängeln zulassen, wenn die 
Voraussetzungen des § 72 erfüllt werden. 

Zustimmung zur Erteilung eines Aufenthaltstitels aus humanitären 
Gründen 

 
  § 75. Die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus humanitären Gründen nach §§ 72 bis 74 
bedarf der Zustimmung des Bundesministers für Inneres. 
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5. Asylgesetz 2005 (Auszug) 
 

Begriffsbestimmungen 
§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist … 
  
11. Verfolgung: jede Verfolgungshandlung im Sinne des Art. 9 Statusrichtlinie; 
12. ein Verfolgungsgrund: ein in Art. 10 Statusrichtlinie genannter Grund; 
 
§ 3. (1) Einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt 

hat, ist, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines 
anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn 
glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 
Genfer Flüchtlingskonvention droht. 

 
§ 8. (1) Der Status des subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen, 
 
1.  der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in 

Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder 
2.  dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine Zurückweisung, 

Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale 
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 
Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen 
eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

 
(4) Einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wird, ist von 

der zuerkennenden Behörde gleichzeitig eine befristete Aufenthaltsberechtigung als 
subsidiär Schutzberechtigter zu erteilen. Die Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und 
wird im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen über Antrag des Fremden 
vom Bundesasylamt verlängert. Nach einem Antrag des Fremden besteht die 
Aufenthaltsberechtigung bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Verlängerung des 
Aufenthaltsrechts, wenn der Antrag auf Verlängerung vor Ablauf der 
Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist. 

 
(7)  Der Status des subsidiär Schutzberechtigten erlischt, wenn dem Fremden der Status des 
 Asylberechtigten zuerkannt wird. 
 

Verbindung mit der Ausweisung 
 
  § 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn 
  1. der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird; 
  2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
abgewiesen wird; 
  3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt oder 
  4. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird. 
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(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulässig, wenn 
  1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht 
zukommt oder 
  2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würden. 
   
(3) Wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers 
liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK arstellen würde und diese nicht von Dauer sind, ist 
die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben. 
   
(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets 
auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der 
Fremde unverzüglich auszureisen. 
 
§ 74. Die Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention bleiben unberührt. 
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6. VfGH-Erkenntnis zu Art. 8 EMRK (Auszug) 
 

 
„2.3. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat fallbezogen 
unterschiedliche Kriterien herausgearbeitet, die bei einer solchen Interessenabwägung zu 
beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Art. 8 
EMRK einer Ausweisung entgegensteht: 
 
Er hat etwa die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben 
geknüpft wird (EGMR 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, 
ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban, Appl. 11.103/03, NVwZ 
2005, 1046), das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall 
Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-
Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.4.1997, Fall X, Y und Z, Appl. 21.830/93, ÖJZ 
1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00), die 
Schutzwürdigkeit des Privatlebens, den Grad der Integration des Fremden, der sich in 
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der 
Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der 
Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, 
Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 
560; 16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 
5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124), die Bindungen zum Heimatstaat, die 
strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht 
und Erfordernisse der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, 
Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) für maßgeblich erachtet. 
 
Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich 
die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung 
in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall 
Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 
50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562).“ 
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